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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
— Drucksachen 10/3138, 10/5673 — 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 8 Abs. 2) wird 
wie folgt gefaßt: 

,aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Ausgleichsabgabe beträgt je Monat und unbesetzten 
Pflichtplatz vierhundert Deutsche Mark; der Betrag ist alle 
drei Jahre der Entwicklung der Bruttoeinkommen aus nicht- 
selbständiger Arbeit anzupassen; er wird durch Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates nicht bedarf, festge- 
setzt. " ' 

Bonn, den 19. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Die Ausgleichsabgabe muß deutlich erhöht werden, um die 
Antriebs- und Ausgleichsfunktion zu sichern. Der Betrag von 
400 DM ist erforderlich, weil die Ausgleichsabgabe als Betriebs- 
ausgabe absetzbar ist und deshalb nur zu einer entsprechend 
geringeren effektiven Belastung führt. Eine Anhebung auf nur 
150 DM würde nicht einmal der wirtschaftlichen Entwicklung seit 
1974 entsprechen. 
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